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der neue Tarifvertrag ist nun schon fünf Monate alt, und die Senats-
verwaltung für Finanzen hat es bisher noch nicht geschafft, den Be-
schäftigten verbindl ich und verständl ich mitzutei len, wie sie in das
neue Tarifrecht übergeleitet werden.
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer müssen sich aus mir kaum
verständl ichen Gründen gedulden, bis sie von ihrem Arbeitgeber er-
fahren, in welche Entgeltgruppe er sie überleitet. Sie wissen auch
noch nicht, wie ihr Arbeitgeber das zur Überleitung erforderl iche Vergleichsentgelt errech-
net, um die individuel le Zwischen- oder Endstufe zu ermitteln.
Ich fordere die Senatsverwaltung für Finanzen auf, endl ich die Überleitung korrekt abzu-
schl ießen, damit die nötige Ruhe bei al len Beteil igten eintreten kann und sie von der ver-
lustfreien Überleitung überzeugt sind.

Am 9. und 1 0. März saßen die Tarifparteien wieder am Verhandlungstisch, um die Entgel-
tanpassungen für das Jahr 2011 zu vereinbaren. Ich habe als Mitgl ied der Bundestarifkom-
mission der dbb tarifunion an diesen Verhandlungen tei lgenommen und meinen Beitrag
dazu geleistet, unsere Forderungen bei den Arbeitgebern zu einem großen Teil durchzu-
setzen. So konnten l ineare Erhöhungen ab dem 1 . Apri l 2011 um 1 ,5 %, ab dem 1 . Januar
201 2 um weitere 1 ,9 % plus 1 7 € Sockelbetrag vereinbart werden. Dazu kommen noch
eine Einmalzahlung von 360 € sowie weitere strukturel le Vereinbarungen, die sich nicht
unmittelbar auf das Entgelt auswirken. Einzelheiten und die Bedeutung des
Tarifabschlusses für Berl in werde ich in der nächsten Ausgabe darstel len.

Das Ergebnis der Tarifverhandlungen wird sich nicht unmittelbar im Land Berl in auswirken,
da die dbb tarifunion als Tarifpartner den Angleichungs-Tarifvertrag abgeschlossen hat.
Dieser sieht u.a. vor, dass in Berl in das Tarifergebnis für die übrigen Länder nicht im Apri l ,
sondern erst zum Oktober dieses Jahres übernommen wird. Die Erhöhung für 201 2 wird in
Berl in zum 1 . Jul i 201 2 wirksam. Bereits zum 1 . August 2011 wird ein Angleichungsschritt
auf 97 % der bisher geltenden TV-L-Entgelte erfolgen.

Letztl ich wil l ich auch darauf hinweisen, dass wir Berl inerinnen und Berl iner im direkten Ta-
rifgeschehen – noch – Zaungast waren, eben wegen der Maßgaben im Angleichungs-Tarif-
vertrag. Und deshalb wären wir im Fall von Arbeitskampfmaßnahmen auch von einer
Beteil igung daran ausgeschlossen gewesen. Bis zum 31 .1 2.2011 , danach werden wir uns
aber daran beteil igen können, betei l igen wollen und auch tatsächlich betei l igen! ! Das ma-
chen wir!

Ich wünsche Ihnen gute und kurzfristig eintretende „Überleitungserkenntnisse“ und einen
inhaltsvol len Tarifabschluss.

Ihr
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Bernd Raue

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
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Der Senat hat den Entwurf eines Gesetzes zur Besoldungsneuregelung und zur Überlei-
tung und Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes für das Land Berlin (BerlBesNG)
vorgelegt. Was kommt damit auf die Beamten zu? Hält die Bezeichnung „Besoldungs-
neuregelung“, was sie verspricht - oder wird es doch wieder nur ein „Reförmchen“?

Um es vorweg zu nehmen: Der große Wurf ist dieser Gesetzentwurf nicht. Das Bundesbesol-
dungsrecht wird mit dem Stand vom 31 . August 2006 (zzgl. der bereits beschlossenen Besol-
dungserhöhungen zum 1 . August 201 0 und 1 . August 2011 ) in Landesrecht übergeleitet.
Anschließend werden wenige, aber wichtige Vorschriften neu geregelt. Ein neues Landesbe-
soldungsgesetz soll es nicht geben. Dies würde dazu führen, dass das alte Bundesbesol-
dungsgesetz, das Landesbesolgungsgesetz, das Besoldungsanpassungsgesetz und das
Besoldungsneuregelungsgesetz nebeneinander zu beachtende Regelungen enthalten würden
- nicht gerade übersichtl ich. Die DSTG fordert deshalb, die aktuel len Vorschriften in einem ein-
zigen Gesetz zusammen zu fassen.
Kern der Neuregelung ist eine Änderung der Grundgehaltsstruktur. So soll es (wie bereits im
Tarifrecht) künftig keine Stufen mehr geben, die vom Lebensalter der Beamtinnen und Beam-
ten abhängig sind. Ausschlaggebend für den finanziel len Aufstieg innerhalb einer Besoldungs-
gruppe wird künftig die erreichte Erfahrungszeit sein. Es sind in al len Besoldungsgruppen acht
Erfahrungsstufen vorgesehen, die künftig zu einer l inks- und rechtsbündigen Besoldungstabel-
le führen. Ein Aufstieg in den Stufen ist nach 2 - 3 - 3 - 3 - 4 - 4 - 4 Jahren vorgesehen. Also
wird die zunehmende Berufserfahrung insoweit honoriert, dass die Endstufe bereits nach 23
Jahren - unabhängig vom
Eintrittsalter - erreicht
wird. Dies führt zu einer
Umvertei lung des Le-
benseinkommens. Das
Basisbesoldungsniveau
wird dabei beibehalten.
Das ganze ist nach Art
und Weise am Besol-
dungsneuordnungsgesetz
des Bundes orientiert -
leider aber nicht in Bezug
auf das Besoldungsni-
veau. Es fehlt jede Aussa-
ge, wie die mittlerweile
verfassungsrechtl ich frag-
würdigen Besoldungsrückstände abgebaut werden sollen - es ist nicht einmal eine Perspektive
für eine solche Angleichung vorgesehen. Dies ist für die DSTG ebenso wie für den dbb beam-
tenbund und tarifunion berl in nicht akzeptabel!
Die vor Inkrafttreten des BerlBesNG (geplant ist der 1 . August 2011 ) bereits vorhandenen Be-
amtinnen und Beamten werden mit ihren bisherigen Bezügen unter Beibehaltung der bisheri-
gen Besoldungsgruppe übergeleitet. Hinsichtl ich der Stufenzuordnung gibt es diverse
Überleitungsstufen, um größere Besoldungssprünge zu verhindern. Denn die Zuordnung er-
folgt im Zweifel in der nächsthöheren Stufe. Somit bleibt es nach der zum 1 . August 2011 vor-
gesehenen Besoldungserhöhung (um 2 %) bei der Aufrundung auf ganze Euro-Beträge. Der

Die neue Besoldungstabelle - gültig bei Neueinstel lungen
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„Gewinn“ bleibt also bei ein paar Cent. Für den Aufstieg aus einer regulären in die nächste Stu-
fe ist die jeweils vorgesehene Erfahrungszeit (also 2, 3 oder 4 Jahre) ab dem Zeitpunkt der
Überleitung (also voraussichtl ich dem 1 . August 2011 ) zu erbringen. Aus einer Überleitungsstu-
fe steigt man hingegen regelmäßig nach zwei Jahren in eine Erfahrungsstufe auf. Dies kann in
Einzelfäl len zu Ungerechtigkeiten führen, die über die zu akzeptierenden Umstel lungsverschie-
bungen deutl ich hinausgehen. Derartige Verwerfungen müssen verhindert bzw. zumindest
stark vermindert werden. DSTG und dbb fordern deshalb speziel le Regelungen für solche Fäl-
le. Auch diesbezüglich kann und muss sich das Land Berl in am den Vorschriften des Bundes
orientieren.

Im Gesetzentwurf ist zudem vorgesehen, dass das Aufsteigen in den Stufen aufgrund der er-
brachten Leistungen schneller - aber auch langsamer - erfolgen kann. Hier ist zum Einen zu
kritisieren, dass für die Leistungsstufen (die es theoretisch schon bisher gab) eine Quote von
maximal 1 5 % der Beamtinnen und Beamten vorgesehen ist. Zum Anderen sind die Kriterien
für ein Anhalten in den Stufen bei sogenannter Minderleistung nicht im Gesetz geregelt, son-
dern sollen durch Rechtsverordnung festgelegt werden. Unabhängig davon soll der Stufenauf-
stieg ruhen, solange ein Diszipl inarverfahren läuft. Dies ist durchaus nachvollziehbar, solange
eine Diszipl inarmaßnahme droht. Es kann aber nicht sein, dass selbst bei Einstel lung des Dis-
zipl inarverfahrens (auch aufgrund erwiesener Unschuld) der Stufenaufstieg nicht nachgeholt
werden soll . Hier ist ebenso wie beim Bund eine Nachholung vorzusehen.
Mit dem Gesetzentwurf wird das Beamtenversorgungsgesetz ebenfal ls mit dem Stand vom
31 . August 2006 (zzgl. der bereits beschlossenen Versorgungsanpassungen) übergeleitet. Die
zusätzl ichen Änderungen beschränken sich auf Sonderregelungen für Beamtinnen und Beam-
te, die dem Stellenpool zugeordnet sind und vorzeitig in den Ruhestand gehen.
Der Entwurf des BerlBesNG enthält nach Einschätzung der DSTG einige vernünftige Ansätze.
Es bedarf aber noch erheblicher Nachbesserungen, bevor wirkl ich von einer Besoldungsneure-
gelung gesprochen werden kann. Die DSTG wird gemeinsam mit dem dbb berl in ihre Kritik-
punkte offensiv vertreten und auf Änderungen drängen.

Die Überleitungstabelle für "Bestands-"Beamtinnen und Beamte
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"Der gleichmäßige Vollzug der Steuergesetze wird insbesondere durch den langjährigen Per-
sonalabbau in den Finanzverwaltungen der Länder gefährdet. Die Pläne der neuen rot-grünen
Landesregierung von Nordrhein-Westfalen zur personellen Stärkung der Betriebsprüfung sind
die vorbildl iche Ausnahme. 201 0 bezifferte die Deutsche Steuer-Gewerkschaft den Fehlbe-
stand nach der bundesweiten Personalbedarfsberechnung auf 1 5.000 Planstel len. . . .

Der Deutsche Bundestag appell iert an die Parlamente und Regierungen der Länder,

1 . die Steuerverwaltungen nach dem langjährigen Personalabbau von weiteren Anstrengungen
zur Konsolidierung der Landeshaushalte auszunehmen. Dies ist nicht nur im Interesse der
Gleichmäßigkeit des Steuervollzugs verfassungsrechtl ich dringend geboten, sondern dient
auch der Sicherung des aktuel len Steueraufkommens sowie der nachhaltigen Stärkung der Be-
steuerungsgrundlagen in Deutschland. . . . "

AAUUSS EEIINNEEMM AANNTTRRAAGG DDEERR SSPPDD--BBUUNNDDEESSTTAAGGSSFFRRAAKKTTIIOONN VVOOMM 0088.. 0022.. 220011 11
((DDRRSS.. 11 77//44667700)) ::
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